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Beiblatt zu Nr . 74 . des „Beobachters " vom 14 . September 1849.
Rede des Abgeordneten Mölling über den

Anschluß an das Berliner Dündinß.
. . . . lieber den Antrag der Mehrheit des Eentral - AuS-

schusses kann ich mich sehr kurz fassen , er will , daß die
Zustimmung zu dem Berliner Bündniß unter Bedingun¬
gen crthcilt werde , Weine Herren , wer die Konferenz - .
Protocollc in Berlin zu lesen versteht , der sieht klar
daraus , er sicht es aus den sonstigen Erklärungen der
Regierungen , daß diese ^ keine Bedingungen wollest . Ich
bleibe dabei , was die Minorität gesagt hat ; entweder
wird die Staatsregicrung die Bedingungen zurückweisen
oder sic wird sie nicht beachten . Ich habe mehrfach ge¬
lesen , daß solche Bedingungen als nicht bcigesügt betrach¬
tet werden sollen . Was nützen uns aber auch die Be¬
dingungen ? Zuerst wird der Rücktritt Vorbehalten , wenn
nicht alle Staaten Deutschlands , mit Ausnahme Oester¬
reichs , sich anschließcn . Meine Herren , Sie wissen eben
so gut wie ich, sind wir erst bcigctrctcn , haben wir un¬
sere Zustände und Verhältnisse dem Bündnisse yngesormt,
dann köstnen wir nicht wieder zurück . Es ist eine Un¬
möglichkeit . Was nützt uns aber auch der Rücktritt,
wenn der Beitritt schon verderblich ist . Ferner : was
nützt cs , wenn wir dieselben Zugeständnisse in Anspruch
nehmen , die andern Staaten gemacht werden ? wir wissen
ja , es sollen keine gemacht werden ; was nützt uns end¬
lich , daß wir unser Staatsgrunvgesetz , daß wir die Grund - :
rechte uns Vorbehalten , wenn cs eine Nothwcndigkeit ist,
daß unser Staatsgrundgesctz aufgcht oder untergeht in
der Gcsammtverfaffung ? Es ist ein gefährliches Experi¬
ment diese bedingte Annahme , cs verwirrt , cs blendet.
Die , welche unbedingt das Bündniß annehmcn wollen,
brauchen die Bedingungen nicht , die , welche nicht unbe¬
dingt annehmcn wollen , aber mögen sich vor den Be¬
dingungen hüten . Sie stimmen unter dem Scheine dieser
Scheinbedingungen für unbedingten Beitritt.

Ich gehe zur Hauptfrage ; wodurch empfiehlt sich der
Anschluß an bas Berliner Bündniß überhaupt ? und hier
muß ich dem Schreiben des Staatsministeriums vom
3 . vorigen Monats die erste Betrachtung widmen . Ist
diesem Schreiben sucht die Staatsregicrung zunächst ihren
ersten Anschluß an die deutsche Reichsversassung zu be¬
gründen ., . sie weist auf die Gefahren der längeren Ver¬
zögerung des deutschen Vcrfassungswerks hin , welche dro¬
hender und bedenklicher geschienen als die etwaigen Mängel
der unter Parteistürmen zu Staude gekommenen Reichs-
Verfassung . Sie . sagt , . diese Mängel seien in der Collcc-
tivnote bezeichnet , welche die deutschen Regierungen zwi¬
schen der ersten und zweiten Lesung der Reichsversassung
der Nationalversammlung überreicht haben . Es ist wahr,

die Reichsversassung ist unter Partcistürmen zu Stande
gekommen , aber diese Parteistürme waren nur parlamen¬
tarische Kämpfe , und cs ist besannt , baß aus parlamen¬
tarischen Kämpfen die größten und reinsten Wahrheiten
sich cmporznringcn pflegen . Die Reichsversassung selbst
giebt den schlagendsten Beweis dafür . Hätte sie den Be¬
dürfnissen , der Zeit und der Nation nicht entsprochen , sie
wäre nicht vom ganzen deutschen Volke mjt so ungcthcil-
tem Beifall ausgenommen worden , und wenn die Staats-
rcgierung weiter sagt ., sie hoffe , cs werde dem guten
Geiste der Nation und der Zukunft gelingen , auf ver¬
fassungsmäßigem Wege die bezcichncten Nachthcile zu ent¬
fernen , so habe ich die Ucberzcugung , baß der gute Geist
der Nation und die Zukunft gerade in jenen Mängeln
die wesentlichsten Vorzüge der Reichsversassung erkennen
werden . Aber ist dies wirklich der ernstliche Grund der
Staatsregicrung ? Ich bezweifle cs nach ihren eigenen
Worten , sie fügt zugleich hinzu , die Annahme sei von
den betreffenden Regierungen unter der Voraussetzung ge¬
schehen , . daß auch die preußische Regierung den gleichen
Schritt thun werde.

Meine Herren ! Dies ist der wahre Grund , ich be¬
haupte, . cs ist der einzige . Die 28 sogenannten vcrfas-
sungsfrcundlichcn Staaten ahnten nicht , Niemand konnte
cs ahnen , daß der König von Preußen die Kaiscrwürdc
ablehnen und . damit die Verfassung zurückweisen würde,
sic wollten die ersten sein , ihm ihre Huldigung zu brin¬
gen , sie wollten sich bergen unter den Flügeln des künf¬
tigen , deutschen Kaisers , nicht die Sorge um ihr Volk
war cs , was sie zum Anschlüsse trieb , nicht die Besorg-
niß der Verzögerung des Verfassungswcrks , sondern die
Interessen der Regierungen . Sonst hätten sic unmög¬
lich von der Reichsversassung so schnell wieder abfallen
können.

Wer zu lesen versteht , liest aus diesem Schreiben der
Regierung , daß das Bündniß , welches uns geboten wird,
nur ein Bündniß der Könige und der  Fürsten,
aber nicht der Völker ist , daß cs nur das Ziel hat,,
das alte Königthum wieder hcrzustcllen  und
aufs Neue zu befestigen , und daß das Volk nur mit zu-
gczogcn wird , so weit cs diesem Zwecke bienet , und so
weit man cs nicht entbehren kann . Nein , diese Gründe
empfehlen uns den Anschluß nicht . Lassen Sie uns an¬
dere .aufsuchen.

Ich wende mich zum Entwurf der neuen Verfassung
im Vergleich mit der . Reichsversassung . Die National¬
versammlung in Frankfurt stellte mehrfache Anträge , daß
die Truppen sämintlichcr deutschen Staaten in ein einzi¬
ges Reichshccr zusammengcschmolzcn würden . Die Mehr¬
heit verwarf dies . Die Reichsversassung aber bahnte dazu
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Len Weg an, weil sie in dm Fahneneid der Truppen
den (Lid auf die Reichsverfassungmit aufnahm. Der
Berliner Entwurf vernichtet diese Bestimmung! Die
Truppen bleiben nicht der Gcsammtheit des Reichs, son¬
derst dem'betreffenden Landesherrn durch den' Fahneneid
nach wie vor verpflichtet. So ist j/dct'We'g zu einem
Reichshccre adgcschnittcn. Die Rcichsvcrfassüitg"entlfalfi
die konstitutionelle Monarchie, ein R'cichsobethäupt)'" eiN' '
Staaten- und ein Volkshaus. Der'' Bcrlinet '(filtwurff
schiebt ein Fürstcncollegium dazwischen und macht dadurch^
die Staatsform zu einem Zwitter, zü eines Whren Äiß-
gebnrt. ''''Das Fürstencollegium zählt 'sechŝ Stimmen.
Zwei hat Preußen, dir eine durch sich selbst, die andere,.
weil es bei Stimmengleichheitden Äüsschlag giebt. "Cs'
braucht' außerdem' nur zwei Stimmen, um d'äMit das'
ganze Collegium zu beherrschen. Reich sciNcr Mächt und'
Stellung werden ihm diese Stimmest selkcn' odcr n!e/)
fehlen. Denken Sic Nur, wenn ein Gcsctzesitwurf boin^
Volks- und Staatcnhause genehmigt ist,' 'der' Preußen'
nicht gefällt, so wird es' ihn stets'vernichten können.
hemmt und lahmt und beherrscht damit diê g'cinze Ge¬
setzgebung. Ich brauche kaum hinzudeuten astß Die' vök-'
ligc Bedeutungslosigkeitdes Volkshauscs, dem dusch das ,
Staatenhäus, durch das Fürstcncölleg'mm und' dilrch das'.'
Rcichsoberhaiipt ein dreifaches Veto 'csttgegeststcht." Die"
Rtichsverfässung Hütte eine dtcijährihc'Wahlperiode ke?
Abgeordnetcilund ' eine dreijährige Finanzpcriödc.' Der..
Entwurf giebt ihm eine vierjährige-'Wahlpcrilid'c und'
giebt dadurch der Reichsgewalt die Macht) mit einem ge-.''
fügigen Reichstage zwei Finanzpcrioden zu" beherrschest'.'' '
Erwägen Sic ferner die verstümmelten Grundrechte'. ' Die'
Reichsvcrfassunggiebt die Prcßficihcit vollständig und"
ganz, sie hebt nicht' allein die Eensur ans sondirn bct-
nkchtct auch alle Prävcutivmaßrcgcln der Skaeltsauffagen,
die Pflicht die Concefsion zu suchen, der Cautionsbcstcs-
liing ünd wie sie sonst heißen. Der Entwurf dagegen
sagt nur, die Censur darf nicht wieder eingeführt werden.
Damit bleiben alle jene Präventivmaßregelü stehen. Er
giebt damit die' Preßfreiheit nur unter den Bedingungen,
unter denen ssre auch der Herr v. Tadden, berüchtigten
Andenkens, gewähren wollte. Er sagte nämlich, ich habe
uill'ts gegen die freie Presse, wenn nur ein Galgen da-"'
neben göbaüt wird. Der Entwurf führt die' von dcr
Reichsverfassungabgrschässtc Todcsstrafe"wiedel! ein, die
unserer Sitte und Bildung unwürdig ist und unsere Ei>
kennmiß herwirft. - Der Entwurf giebt Vas PcMionsrccht,
nur' den Ernzeincn und'den Cdrpörctkionen. Cr nimmb
eŝ rcn-Vereinkn'ch" In dcst' .PcdciNest' abcr"lst die' grösstes
siräfl'desVvlkcs' undd>aß das'Pctitiönsr'kcht seine Haupt" '
bedentiing' verliert,'webn' es den Vereinen'äenymmen' ifi)

wissen wir Alle. Der Entwurf führt den alten Wust des
AdclH der Titel, und Orden wieder ein,, diese Quelle' der
Slttenverderbniß, die das Äönigthum über ganz Emopa
verbreitet hat. Sehen Sie endlich, was in der Denk¬
schrift von der freien Wissenschaft steht, Es. soll, dem
„Mrß'verständnisse entgcgengctrctcn werden,,, als,oh durch,
den' a'u's ' der'Frankfurter Verfassung unverändert, hcrüber-
gestommcnen dcsstillsiffcn' Satz dein Stände 'auch"das
Mittel genommen sei,> einer definitiven vcrbrechenscheN'
Lehre, welche als Wissenschaft nie anerkannt werden könne,
wirksam zu begegnen." Damit ist der freie' Lehrer,, der
unfern Kindern frei die fiüisscnschaft.lehrt, unter hie Heu-;,
sut gestellt. "Er wird von seinem Amte,entfernt, '/wenn,
die Regierung dcstructivr Tendenzen in 'seiner Lehre fin¬
det oder wittert. Meine Herren) das ist der Entwurf.̂ ''
Er bedarf keines Commentars. Wir hatten in der
Reichsverfassung in Wahrheit die. constitutioncllc Monar¬
chie, "in dem Entwurf aber nur den Schein. Dieser.,
vernichtet die' Gründlagc, ' worauf sic stehen soll: DE
Pdtßfteiheit,' dir'Äolksvtrttctün̂ das Pciitiottsrccht. Er
legt Uns das alte JöchWmi dstcncm auf! '^Erttvttd uns"
doppelt, drücken,- weil wir bis hierher' dcU Vötschmäck
einer bessern und srcicrn Zeit-, einer freiem Verfassung,
gehabt"haben. !.Aber der Entwurf soll revidrrt,werden«,!
Meittt''Herren/'wenn je"das Recht desfVölkcs,! sich schic.
Versässung selbst'-zu geben, zlwLLcherlEchkcit' herähgewut- '
digtigt niit Spott undrHohn'bbi Seite 'geschoben' chürdi-j '̂
so geschieht, es durch diese Revision. Ich '-frage.: von'
wem soll die Revision geschehen, nicht, von den Vertrc- .:
tesn'.' des Volks', sondern von. einzelnen Auscrwähltcn,
vöil̂ einem'Reichstagef"der aus'"einem' 'Wahlgesetze hcr-
vorgb'hcN'fvll, das Mit' dcr' schläuffM'Bc'rc'chini'fig) Mit
wahrer Zesuitenkunst so zusämmcngesctzt'ist, daß daraus
eine Versammlung hervorgchcn inuß, .deren Mchrhctt mit
Nothwcnoigkeit dem herrschenden Willen, diente. Ich
frage) ' wer ist wahlberechtigtf Der hipecte Steuern be¬
zahlt/ IN mehreren deutschen Stgatess find' das nur die,.
Grundbesitzer,' unk damit ist' die'siciNze übrige Bevölke¬
rung ausgeschlossen, ein großer Thcil dct Intelligenz, der
Advoeaten, Aerzte uuv selbst Professoren.- Das Wahl¬
gesetz fordert einen kpeijährigen festen Wyhnsitz im.Wahl¬
bezirke. Damitwird der.größte-Lheil deŝ sogenannten
vierten Standes,' der'besitzlose Hmch'ivcrker,' der Urbclter!
ausgcschl offen,- der häufiĝ seincit" Ätohnsitz zu w'cchfelst'
pflegt.' Wahlberechtigt ist ferner Nut, Wer das Hcim'aths-
recht im Wahlbezirk hat. Es ist bekannt, daß das Hei«!'
mathörecht in mehpern- deutschen Staaten und durch
Aufenthalt crworlstn dpird. Eine gpoße'Hhljdst dadurch
vcht" ded'Wahl ausgeschlossen, begüterte'Leute,, die"das! .
nächste Interesse an der Wahl haben tikd' derDhctluahm'e"
an den öffentlichen Angelegenheiten. Der Militärständ
aber darf.wählen, wo sein Aufenthalt ist, wenn er ihnie
mir die.letzten drei Mouatc nicht gewechselt hat, Sogar
die.fLandwch'r ' darf' wählen,.' wo sie.nur sich aufhältt
Aber'der Militärständ''Ist auch jetzt der allem scligma- ".
chcnde Ständ? -''Wie der'Glanz' feister Waffcir' setzt durch
ganzi.Dcutschlanduleuchtct, so soll er aUchworanleuchkeii
in/tzkN selbst, im.Reiri)stage:: Nehmen::
Siodazu , mcirze Herren, daß^dip,Zusammenlegung/ der,h-
WäMtstrie'tf aüssfiHßÜch in die Hand derR^ firupsiciz
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gelegt ist. Die Regierungen werden die dcmocratischen.
Stad 'ie mit einem ' ' rcacÜ'önareir Landdistrict ' ' ^ ifammew-'-
lcÄn , " die r 'Mi 'önären ' 'Residenzen mit ' ' vtmhcratifchkn
Lastd'districtcn. Sic Hatzen das Reckst, die 'Wahldislrirrc
nach BilMest zü" ,vrrg'tößcrn und ' zu vrrycinirii :' ° Ich
wM ' deck Reichstag nicht zeichnest;- der 'M - tiefem Wahl-
gW ' KrvWhM ' 'mußaber das rine 'stiust stch hcrvvr-
hrtz'en, daß dieses nimmermehr der Ausdruck ' dös Volks-
,Mens sein "kann , " denn tt - ' gcht nickst ans dem Volkst
hWör , sondern ' stur aus den bevorrechtetest StändM und/
srästen . "Daher folgt, ' 'daß diis' Volk Ähne' DSrichlahmi ' '
ihm fern stehen muß , -und ' data 'us fv-fgt wieder, ' daß tr
keine Stütze ' im BiZlke hat .- Eist Rcickstag ' aber ; der
sich auf dsts Volk- nicht stützen ka'stn , ' ist der ckillmlosc
Diener ' dev herrschendest Gewalt ; " düs wissen' die Könige
wohl . Darum halten sic auch so zähe an dein Waht-
gksttz. Sit ' Hatten ' einige Modifikationen/ , aber nicht
im Wesen , nickt im Prinefpst Ich ' gMhe , fchoN chicraus
ist deutlich ' gcstu'g , ' daß die -Revision des Entwurfs ' nur
Schein ist/ Die 'Könige 'wollen und Äerden ' düsh -lctzte/
Wött -iprechen .- ' Der Schluß 'bet Denkschrift 'sagt !'' , M ''
Vevfässung ' soll auf " dem ' Reichstagvereinbart werben . "
W'äs heißt' dieses? wo ist die Gewähr däfürh Wenn ; fic
nickt zu Stande kommt, ' wenn "die Könige nicht Nöllen,
was ,'die Dölksvcrteter beschließen, wer -wird dic " lctztc-
Entscheiduttg gehen ? Auf alle ' diese - Fragen zielst bis'
jüngste Geschichte Preußens genügende Antwort . Preu¬
ßen berief iin verflossenen Iahte rtnen Reichstag , 'mit
ihist- eine Verfassung '- zu vereinbaren . So lange dieser
mit der ' Krone Hand in Hand ging , ließ sie ihm gewäh¬
rest'/ als er aber -die" allein heiligen Vorrechte der Krone
aistästete und ihnen die Rechte des Volks gegenüberstellte,
wurde er verjagt . Am 5-' Deeember des vorigen Jahrs
o'ctropirte die Krone ' Preußens eine zweite -Verfassung/
und " ein ' zweites Wahlgesetz. ' Das Volk nahm beide de-
Mütbig "hini Sit ließ den ' -daraus hervörgegangenen
Reichstag ' gewähren , so lange er Mit der Regierung Hand
ist Hästd ging , als er abct/ft 'inen elgesten Weg verfolgen
w'ollte , als er in det deritschcn' Fragt sich Deutsch enth,
schied, wurde er verjagt . Die Kröne ' Preußen vetrohirke
zünti -dritten ' Male eist' Wahlgesetz: ' Ich brauche Jhnest
M "Reichstag '"sticht zu" 'schilk'crn, " der daraus hcroorgc--
ga'stgcn isst Aber ' ich frage Sik/ ' sollte die Krone Preu - '
ßeststFie im eignen Lande einest solchen Weg ging , in
best'/deutschen Angelegenheiten einest anderst gehn wollen?
Das Buch der Geschichte ' der - neuesten Zeit liegt vor
uns . Auf jeder Seite steht mit großen Lettern , was die
Kostrge wollen . Sic haben 'vctröhirt , fic octrbhiren und.
sie werden so lange octrohi'ren ? bis/sie "den Willen d'fs
Völks ' unter ihren Willen herunter/bttrohirt "haben,"
(Bravo unter den Zuhörern . ) ' Man sagt , Preußen
müsse an die Spitze 'DeutMands gestellt werden:^ Jstl-
käs muß es. -Mit " voller ' Sec 'lMprcche ' ich" auch dieses,
aus / Ich glaube -Mer/ ' -zucH --muh Mrcüßm ' ,ker Zeit
geben -- was die' Znf/hcdarf " ' ziierst siststß,' rs ' dkm Volks"
gebest,- woraus cs/eist Recht hgt , zuerst , muß - Preußen"
Deutsch sein. Meine Hcrrkst,' ich -' fraget ' ifi Hst prcstßischc-
Regierung bisher Deutsch gewesen? Deutschland ' häb M
selbst Preußen angcbotcn , wie es ist, mit Allem was cs
hat . Deutschland gab Preußen seine Krone , sein Kaiser¬

thum , cs gab alles was es hatte , seine ganze Macht.
Ptcußen wies Alles zurück/ Deutschland vertrante HM -"
ßcn scistc Ähre an .' Preußen 'ttat dit deutsche Ehrc istit,
Füßen , blos um Prcußms '/Willm , weil sh Prcstßen'
höhrr stellst, " wie düs übrige Deutschland .' Die Nativ ! "
nalvcrsaiymlung ' zu Frankfurt gab der Krone ' PrenficttS.
die Vollmacht , den Krieg in Dänemark zu führen/ 'Was'
Ms -Preußen ? ' cs überschritt dic Vollmacht - 'und schivß'
dcn/ 'schiinpMen Waffenstillstand - zu/ Malmö atz. P 'rrü^
ßcn ' hä? vöm Ansast-g - bis "zstln Ende ' hie Nätionalver -'
sämmlung 'zu Frankfurt nstterivühlt und ihr Ansehen zu,
untergraben 'gesucht/ bis cs' ihm gelungen ist, sie' gauz/'
zü' chcrnichmi . Hören Sic / was der Herl Minister
Mantciiffeks vor einigen -Tagen in der Kammer gesagt'
hat/ " ',; Wen ti mstis mickj -fragt , ob ich prcustisch"
oder dcutsch feist will , so sage ich preußisch:
Mir geht Preußen über -Deutschland . Aber ich will'
Dcutsch-länd mit Rath unk Thai beistchen. " Prcins"
Herren ; das ist/das 'Ministcnuni -Braiidtnbnr ^-MantcuWs, -.'
düs Sic oon seiner 'irsteii tzntste'hlyig" M ' kennkn.
wissen', wah es will, " was sein Ziel ist. Das ist, diis"
Ministerium ? dem wir uns unterwerfen sollen. Mantclis-
fel ' nnd Herr v, Radvwitz, , dic immer um Deutsch¬
land hcrumgcsttichcn sind , über noch nie mit¬
ten - darin standen,  dic ihren Glauben wechselten,
wie- ilstc Farbe , sw sollen die Leitsterne' ,an unscrm poli¬
tischen Himincl - werden. Dbch das ' Alles würde mich
nichr irren , behielten wir unser Reichs-Äählgcsctz , würfi^
dem Volk gestattet , stets nach diescstl Wahlgesetze seine
Vertreter in dm Reichstag zu/tvähken . ' Ich würde ' dann'
das Vertrauen haben ; daß cs Münster in den Reickstag
wählen würde , die Talent , Mnrh und Einsicht bcsgßen,
den- Entwurf so zu ri-vidiren , daß stck die Eiiiheit und
Freiheit Deutschlands daraus , entwickeln könnte'. Ich,
würde glauben/ ''daß , wenn die deutschen Krönen zum'
zweiten Mal das Werk der Volksvertretung ver,Meten,"
käs Volk zum - zweiten Mal das Werk seiner Vertre¬
ter besser vertheidigcn ' würde , als das " erste- Mal . ' AM
wenn wir den Entwurf der Vcrsaffung annehMcn 'und/
das Wahlgesetz, - lvic ' cs gewaltsam ans anfgedrungen isst,
sö sanetiöniren wir scibst jene Schein -Revision ; so unter '- '
werfen- wir - uns stllcn Folgen , wir ustterwerfcn uns hesti"
Sieger aus Gnade und Nagnadc ; 'f Wir, -,-ttüchcn . ''tza- "
Siegel dcr-Gefetzlickkcit' auf unsere/tigcnc 'Schande . ' Man'
sügtFdas Princip einer gesunden Politik snchc-'den Vek- '
hältnigcn Rcchnnng zu tragen , wir hätten/nichts anderes,
der Anschluß äst -'das ' Berliiicr BünkNjß ' 'sei der letzte
Faden , air dem sich die Einheit nnd/Frcihcit Deutsch¬
lands entloickeln könne. Ja ', dieses Glaubciishch 'nntiiiß
ist auch das mcinigc . Daß aber die Freiheit "sich nicht/
aus diesem Bündniß entwickeln könne , habe ich gezeigt,
Echaltcn/wir denn durch den Anschluß' an ' dieses Bünt-
niß rist "einiges Deutschland ?' Nein . Oesterreich, Äaicrii.
usth- Würtrmdcsg ' schließen sich nicht an , Sachfen zögert -
mit der/Berufung seines Reichstags , -Haün 'over/zetgh
M - offenbare" ,Äbneiguii 'st, sich/ aitzuschließen, Es ist-
übcrall ZtviHält Nistw Zerrissenheit in vteseut Drei -Kö- '
nigsbnndnitzF ' Sb 'erhaltist - wir ein zerrissenes Und zer¬
klüftetes Drutschlnnd/ ' Aber, sagt man : habest sich nur
erst einige Staaten angeschlosscn, die anderen werden
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Nachfolgen . Ja ! ich würde dasselbe glauben , wenn der
Bund auf Wahrheit beruhte , wenn der Entwurf wollte,
daß wir eine zeitgemäße Freiheit haben sollen . Allein
er ist aus Unwahrheit und Unfreiheit gegründet . Glau¬
ben Sic ja nicht , daß die süddeutschen Volker sich einem
solchen Bündnisse gutwillig unterwerfen . Wir scheu,
eventuell wird Vas Königsbündniß ohne die süddeutschen
Staaten , die norddeutschen und mitteldeutschen umfagen.
Dazu könnte ich aber nun und nimmer meine Stimme
geben . Unsere süddeutschen Brüder waren von jeher die
Vorkämpfer für die Freiheit . Jetzt haben wir ihre
Sympathien gewonnen . Stoßen wir sic zurück , wir
stoßen die Freiheit weg . Die deutsche Rcichsvcrfassung
lebt noch . Sie ist das Eigcnthum des deutschen Volks.
Kein einzelner Volksstgmm hat ein Recht , dieses zu vergeben.
Mehrere Stäudckammern haben freilich den Anschluß ge¬
nehmigt , aber meine Herren , übersehen Sic nicht , daß
überall bedeutende Minoritäten sich dem Anschlüsse widcr-
setzt haben . Sehen Sic , mit welchen Kräften die Regie¬
rungen darauf hinwirken , daß die stäudckammern den .,
Anschluß genehmigen . Das ist abermals ein Beweis , daß
sic nur im Anschluß ihr Interesse im Auge haben,
nämlich das dynastische . Solche Kammern kommen mir
wie Eitronen vor . Man preßt sie so lange aus , bis
sic Saft und Kraft verloren habe » . Der eine nach dem
andern wird gepreßt und mürbe gemacht . ( Heiterkeit .)
Ich glaube nicht , daß der Anschluß an das Berliner
Bündniß die öffentliche Meinung repräsentirt . Aber sagt
man endlich , was wird aus uns werden , wenn wir uns
nicht anschließend Ich beantworte diese Frage mit der
Gegenfrage , was wird ans uns werden , wen » wir uns
anschließend Wir werden Untcrthancn eines Bundes,
der uns die alte Köuigsherrschast wieder zurückbringt.
Wir erhalten einen Riß zwischen Nord und Süd . Man
wird uns neue Flottenstcuern auflegen , die Flotte wird
Preußen zu seinen Zwecken benutzen , unter der Firma
von Reichsstcuern re . werden wir neue Lasten erhalten,
die wir die alten zu ertragen nicht mehr im Stande
sind . Wir behalten unser Reiterregiment , vielleicht die
einzige Märzcrruugeuschast , (Heiterkeit unter den Zuhö¬
rern ) die wir haben , aber wir verlieren unsere Grund¬
rechte . Der Art . 128 . des Entwurfs sagt : „ dem deut¬
schen Volke sollen die nachstehenden Grundrechte gewähr¬
leistet sein . Sic dienen den Verfassungen der deutschen
Einzelstaatcn zur Norm und werden ihre Anwendung
auf deren besondere Verhältnisse in den Gesetzgebungen
dieser Staaten finden . " Ich weiß , man sagt : das ist
das Minimum , die einzelnen Staaten können ihre wei-
tcrgehentcn Grundrechte behalten . Meine Herren , so
wurde in der Nationalversammlung diese Bestimmung
gedeutet . Aber sie ruhte aus dem Princip der Volks-
souvcränität , welche die Volksrcchtc nicht beschränken,
sondern möglichst erweitern wollte . An die Stelle der
Volkssouvcränität tritt jetzt die Fürstensouvcränität . Die
Regierungen werden die Sache so deuten , wie der Buch¬
stabe lautet , der die Grundrechte des Entwurfs maßge¬
bend macht für die Einzelstaatcn . Wäre noch ein Be¬
denken , cs würde durch die Denkschrift vollständig gclö-

set . Sie erläutert jene , Stelle , wie folgt : „ Dadurch ist
ausdrücklich erklärt , daß die in den Grundrechten ent¬
haltenen Principicn nur als Norm der Landcsgcsetzge-
bung zu betrachten sind . — Es wird demnächst die
Aufgabe der Reichsgewalt und des Reichsgerichts sein,
für die Aufrechthaltung der Uebercinstimmung zwischen
dn Landesgesetzgebung und auch diesem Thcile der Ver¬
sa » ung zu sorgen . " Hiermit ist dargcthan , daß die
Rechte und Gesetze der einzelnen Staaten übereinstimmen
sollen mit den Rechten und Gesetzen des Gesammtstaa-
tcs , also nicht weiter gehen dürfen . Wir verlieren aber
auch bas Wahlgesetz . Ebenso steht mit dürren Worten
geschrieben : „ cs sei dringende Ausgabe der Rcichsgesctzge-
bung , geeignete Vorkehr zu treffen , damit auch in den
Einzelstaatcn die Ausübung des Wahlrechts sich inner¬
halb der Schranken halte , die für das vorliegende Wahl¬
gesetz zum Vvlkshause bestimmend wären . " Meine Her¬
ren , ich halte unser Landeswahlgcsctz noch nicht den Be - ,
dürftet » cn der Zeit und des Volkes entsprechend , aber
wie wirb es künftig werden , wenn das vctroyirtc Wahl¬
gesetz maßgebend wird für uns ? Dann ist unsere Volks¬
vertretung so gut wie verloren . Die Majorität des Cen-
tralausschustcs sagt freilich , dazu haben wir die Bedin¬
gungen gestellt , allein , meine Herren , cs ist im Minori-
tats - Gutachten bereits das Nöthigc hierüber gesagt.
Glauben Sic , baß wir mit unser » speziellen Vorrechten
neben denen des Gcsammtstaatcs stehen können ? Wer
die Geschichte irgend . betrachtet , kann dgcs nicht glau¬
ben . Es, , würde eine Zerrissenheit sein , es wird nicht
angehen , daß jeder einzelne Staat seine bcsondcrn Rechte
hat . Die Könige kennen die Vorzüge der deutschen
Reichsvcrfastung . Warum gönnen sie sie uns nicht?
Warum wollen sic sic uns nicht lassend . Weil sie Könige
von Gottes Gnaden sind, , weil sie über schwache und
unmündige Völker herrschen , , aber nicht über ein freies
und mündiges Volk regieren wollen . Sie haben das
Geschenk ausgcschlagcn , das rein und golden von der
Liebe , dem Glauben und der Hoffnung des deutsche»
Volks ihnen angcbotcn wurde . Meine Herren , ist cs
mit unserer Ehre verträglich , daß wir die faule , wurm-
stichiche Gabe des neuen VcrfaffungSentwnrfs von ihnen
annehmen ? daß wir uns von ihnen mit einer Bettler-
Hülle bekleiden lassen , die nirgend unsere arme Blöße
deckt ? Ist es eine politische Nvthwendigkcit , ja nur po¬
litisch klug , daß wir Bündniß schließen mit einem Sy¬
steme , das keinen andern Zweck hat , als unsere Freiheit,
unsere Ehre , unsere Rechte und unsere Macht von Grund
aus zu vernichten ? Ich komme zum Schluß . Ich habe
nichts weiter hinzuzufügcn . Drei Anträge liegen vor
uns , der eine auf Annahme des Bündnisses , einer auf
eine bedingte Annahme , der dritte aus Ablehnung.
Meine Herren , hüten Sic sich am allermeisten vor der
bedingten Annahme . Dann bleibt nur die Wahl zwi¬
schen Annehmen nutz Ablehnen . Können Sie zweifel¬
haft sein über die Wahl ? Lehnen Sie ab , vielleicht ret¬
ten Sie dadurch unser Vaterland , aber gewiß wahren
Sie unsere Ehre.



^Bo eben ist uns folgende Wahlliste zur Veröffentlichung zugeschickt. Wir beeilen uns in dieser
schweren Zeit der Noch , wo jede Minute der Zögerung Unheil bringen kann , dieselbe noch heute unserm
Blatte beizugebcn.

Oldenburg,  den 20. September 1849.

Der Beobachter.

Mitbürger!

In nachstehender Liste haben wir Euch die Männer vor Augen führen wollen , durch welche Ihr
Euer Heil sicher erwarten könnt. Wählt ! o wählt sie, damit der Landtag aus bewährten und einsichts¬
vollen Männern zusammengesetzt werden möge!

Alb ers,  Hülfspolizeidiener. Hoffmann,  Advokat.
Arens,  Collaborator. Hönemann,  Lakai.
Bamberg er,  Lakai. Ho per,  Rathsherr.
Barre,  Hoslakai. Kirchhofs,  Registrator.
Berndt,  Buchhändler. Lambrecht,  Lieutenant.
Bruns,  Kammerdiener. Lasius,  Baurath.
von Buttel,  Landgerichtspräsident. Lübben,  Collaborator.
Dinklage,  Stallbedicnter. Lüdke,  Hofkoch.
Engelken,  Rathsdiener. Oberländer,  Lakai.
von Finckh,  Kanzleiassessor. Pott,  Hofcapellmeister.
Fink,  Kammerdiener. Puhl,  Schloßvcrwalter.
Greverus,  Amtmann. Reinold,  Prinzenlchrer.
Großkopff , Dr. Rüder,  Advokat.
Grvtelüschen,  Stalldiener. Schwerdtfeger,  Leibjäger.
Haake,  Lakai. Scholtz , Assessor.
Harbers,  Rathsherr. Simon,  Kammerdiener.
Hoffmann,  Tafeldiener. Wöbcken,  Stadtdirector.
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Ein Volksblatt.
Dienstags und Freitags erscheint eine Nummer in V- Bogen . Der Vorausbezahlungspreis ist für auswärtige Abonnenten , ein¬
schließlich des Oldenburgischen Poftporto 'S, vierteljährlich 36 Gr . ; für die Abonnenten der Stadt Oldenburg 34 Gr . frei ins Hau «.

V!. iLdrZLNA. Dienstag, den 18. September 1849. 75.

Die Ansprache der Staatsregierung
vom 10 . September 1849.

Diese Ansprache an „Unser getreues Volk"  ist
in Wahrheit ein merkwürdiges Aktenstück in der Untcr-
drückungsgcschichte der Erhebung des deutschen Volkes,
wie wir sie im Jahre 1848 erlebt haben ; sie ist ein
bcwundcrnswerthes Aktenstück in der Kunst , Thatsachcn
auszubcnten , ohne der Buchstabenwahrhcit cntgcgcnzu-
Irctcn ; sie ist vollendet im Vergessen oder Ncbcrsehcn
Desjenigen , was den Absichten der Ansprache entgegcn-
zutrcten geeignet sein könnte . Wir wollen ihr Schritt
für Schritt folgen , und cs den Lesern überlassen , unser
Urtheil über diese Staatsschrift zu bestätigen oder zu
verwerfen.

Das „ getreue Volk " soll die Gründe kennen,
welche seine Regierung bewogen , dem Prcußcnbündnissc
beizutretcn . Ich meines Theils kenne keine Gründe,
doch ich gehöre vielleicht nicht zu den Getreuen , aber
ich habe auch von den Getreuen noch keinen Grund ge¬
hört , der die Regierung bei ihren Entschließungen ge¬
leitet haben kann . Ich kenne einen Grund , aber den
wirb die Regierung selbst nicht kennen, es ist die Angst
vor dem freien Volk , die Angst , daß das Volk sortsah-
ren werde darauf zu bestehen, die Negierung solle des
Volkes wegen da sein ; der Fürst sei der erste Beamte
des Volks ; die Staatseinkünfte seien allein zum Besten
des Volkes zu verwenden ; die Ucppigkeit nach oben hin
gereiche dem Volke nicht zum Nutzen , müsse also vom
Volke auch nicht bezahlt werden , und was der Dinge
mehr sind. Gegen diese Befürchtungen , um so dringen¬
der, als ein in seinen meisten Thcilcn tüchtiges Staats¬
grundgesetz dem Volke die trefflichsten Mittel in die
Hände giebt ; um so gefährlicher , als die volksftcund-
lichen Ideen durch Presse und Vcreinsrecht täglich tiefer
in die Massen dringe » ; gegen diese Befürchtungen , ihrer
Verwirklichung um so näher , als im ganzen deutschen

Volke das Bewußtsein wirkt , daß es nur durch die
Freiheit zur Einheit gelangt , war ein Bündniß , mit
Preußen ? — nein mit den Säbeln der preußischen Of-
ficicre nothwcndig ; denn die Bajonette gehören schon
zur Hälfte uns . Wenn ihr cs nicht wißt , wenn unsere
Regierung es nicht weiß, die Erfahrung wird es lehren,
das preußische Bündniß ist ein Blendwerk der Einheit,
die Unterdrückung der Freiheit und der Hort der dyna¬
stischen Zersplitterung Deutschlands . Jede Zeile des
Bundcsvertragcs redet dafür das lebendigste Zeugniß.
jede Zeile spricht von dem gegenseitigen Schutze der
Fürsten gegen das Volk.  Und dennoch sind diesem
Bündnisse 25 Millionen Deutsche  in 24 Staaten
bcigetretcn ? Das sagt die Ansprache nicht , sic sagt nur
24 Staaten mit mehr als 25 Millionen Menschen.
Gilt gesagt „Menschen", Metternich würde gesagt haben
„Seelen " ; denn von Deutschen  kann in dem Bündnisse
keine Rede sein. Es ist ein Bündniß der Fürsten und
die beherrschen nicht Deutsche , sondern nur Menschen,
rcsp. Sclavcn . die zufällig dem deutschen Völkcrstammc
angchören . Also 25 Millionen Menschen in 24 Staa¬
ten und zwar 16 Millionen Preußen , 400,000 Mcklen-
burgcr , 1,500,000 Hessen, 400,000 Nassauer , 250,000
Brannschwcigcr , eben so viel Weimaraner und — und
das sind sie. wenn man die noch kleineren Staaten ab-
rcchnct, alle . Im Ganzen , außer den 16,000,000 Preu¬
ßen, höchstens 3 Millionen . Aber Sachsen und Hanno¬
ver ? haben sich nicht anders angcschlossen als Oldenburg
vor dem Monate September , nur daß ihnen rücksichtlich
des vorläufigen Bündnisses ganz besondere Rechte eingc-
räumt sind. Aber Baden ? Dort hat sich außer dem
Großhcrzoge Niemand angcschlossen, das Land steht unter
dem Drucke preußischer Säbel . Die übrigen 6 Millio¬
nen der Staatsrcgicrung sind nirgends zu finden als in
der Ansprache , und da werden sic auch wohl noch für 'S
Erste bleiben.
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